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Sind Sie zufrieden mit der Polizei?
Mit einer Kundenbefragung will das Justiz- und Sicherheitsdepartement den Baslern auf den Puls fühlen.

Nora Bader

Wie hat sich Ihres Erachtens die
Qualität der Polizeiarbeit in den
letzten drei Jahren verändert?
Finden Sie, dass es im Kanton
Basel-Stadt zu viele, genug oder
zu wenige Polizistinnen und
Polizisten gibt?

Diese und weitere Fragen
haben in letzter Zeit in Basel-
Stadt rund 6700 Personen per
Post zugestellt bekommen. Be-
antwortet werden können sie
schriftlich oder online bis zum
29. Oktober. Die Teilnehmen-
den wurden nach Zufallsprinzip
ausgewählt, an einer Kunden-
befragung der Kantonspoli-
zei Basel-Stadt teilzunehmen.
«Für verlässliche Aussagen
auf Gesamtebene und zur Ver-
gleichbarkeit mit den Daten aus
den Vorjahren werden mindes-
tens 1000Antwortenbenötigt»,
sagt Sprecher Adrian Plachesi.
Man erwarte eine Rücklauf-
quote von rund 25 Prozent. Bei
der letzten Befragung 2018 ka-
men 1666 Fragebogen zurück.
Fazit: Die Bevölkerung zeigte
sich grundsätzlich zufrieden,
wünschte sich aber mehr Poli-
zeipräsenz nachts in Parks.

Nach der vom Regierungsrat
bewilligten Aufstockung des
Korps zeigten beispielsweise die
in den vergangenen Jahren auf-
und ausgebaute Präsenz an
Brennpunkten Wirkung. Dassel-
be bei der Jugend- und Präven-
tionspolizei, die von der Be-
völkerung mehr wahrgenom-
men wurde, wie die Polizei nach
der Auswertung mitteilte. Der
Schwerpunkt der Fusspatrouil-
len wurde weiterverfolgt und
die Ansprechbarkeit in den
Quartieren intensiviert. Bei der
Gesamtzufriedenheit setzten
dieBefragten2018einenDurch-
schnittswert von 7,4 von 10.

Jeälter, destozufriedener
mitderPolizei
Mit zunehmendem Alter der Be-
fragten stieg die Gesamtzufrie-
denheit mit der Polizei: Der Mit-
telwert bei der Altersgruppe der
über 74-Jährigen betrug 8,1. Im
Vergleich zu den früheren Befra-
gungen schnitten die Aufgaben-

bereiche «Gewährleistung der
Sicherheit von Personen und Sa-
chen» und «Massnahmen zur
Verhinderung von Verkehrsun-
fällen» im 2018 mit einem Mit-
telwert von jeweils 7,5 signifi-
kant besser ab. Seit 2018 wird
die Befragung vom Statistischen

Amt mit einem schriftlichen
Fragebogen und online umge-
setzt. Die Ergebnisse der Befra-
gung 2021 werden nach Aus-
wertung ebenfalls online aufge-
schaltet. Rund 50 000 Franken
Kosten sind budgetiert.

Der Fragebogen wurde auch
diesmal angepasst und ergänzt
mit aktuellen Themen, etwa in
Bezug auf die Durchsetzung der
Coronamassnahmen. Zur Ent-
wicklung des neuen Frage-
bogens wurden gemäss Justiz-
und Sicherheitsdepartement
Expertenmeinungen der Zür-
cher Hochschule für Angewand-
te Wissenschaften ZHAW und
der Université de Fribourg ein-
geholt. Der Datenschutzbeauf-
tragte des Kantons Basel-Stadt
habe den neu konzipierten Fra-
gebogen geprüft und als mit den
datenschutzrechtlichen Vorga-
ben vereinbar befunden.

Im Jahr 1983 führte das Ins-
titut für Konsumenten- und So-
zialanalysen AG im Auftrag des

damaligen Polizeidepartements
des Kantons Basel-Stadt erst-
mals eine Studie durch, um
unter anderem die «Einstellung
des Basler Bürgers zu seiner
Polizei» sowie «sein Sicher-
heitsgefühl und seine Sicher-
heitsbedürfnisse» zu ergrün-
den. Die Kundenbefragung wird
grundsätzlich alle drei Jahre
durchgeführt. Es handle sich um
eine Routinearbeit und nicht um
eine Initiative der neuen Sicher-
heitsdirektorin Stephanie Ey-
mann, heisst es auf Anfrage.

Ziel ist es, dieallgemeine
Sicherheit zuverbessern
Die Absicht der Befragung sei
es, mehr über die Wirkung der
Aktivitäten der Kantonspolizei
Basel-Stadt zu erfahren, sagt
Plachesi. Und weiter: «Mit der
Kundenbefragung erhalten wir
nicht nur Informationen über
Zufriedenheit und Erwartungen
der Basler Bevölkerung zur Ar-
beit der Polizei, sondern können

Schlussfolgerungen für Hand-
lungsstrategien ableiten mit
dem Ziel, die allgemeine
Sicherheit der Basler Bevölke-
rung und die persönliche Si-
cherheit der Bürgerinnen und
Bürger stetig zu verbessern.»

Aber sollen mit Fragen wie
jener nach genug Polizistinnen
und Polizisten mehr Stellenpro-
zente gerechtfertigt werden?
Darauf Plachesi: «Grundsätzlich
gilt es festzuhalten, dass der
Grosse Rat via Budget über das
Stellenetat der Kantonspolizei
entscheidet.» Die Befragung
diene der Qualitätssicherung
der Aufgabenerfüllung der Kan-
tonspolizei. Es liege auf der
Hand, dass die Kantonspolizei
Basel-Stadt jederzeit befähigt
bleiben müsse, erfolgreiche und
wirkungsvolle Arbeit zu leisten
sowie auf die Sicherheitsbedürf-
nisse der Bevölkerung reagieren
zu können. Denn: «Die Ansprü-
che an die Polizei wachsen ste-
tig», sagt Plachesi.

Durchschnittlich alle drei Jahre wird die Basler Bevölkerung zur Polizei befragt. Bild: Juri Junkov (21.8.2017)

AdrianPlachesi
Sprecher Kantonspolizei

«DieAnsprüche
andiePolizei
wachsenstetig.»

Das Bundesgericht meint: Strafe muss sein
Eine bolivianische Sans-Papiers-Frau wird zum Spielball juristischer Auseinandersetzungen.

Ein wegweisendes Urteil habe
das Appellationsgericht gefällt.
So jubilierte die Basler Anlauf-
stelle für Sans-Papiers im Febru-
ar 2020. Das Basler Gericht hat
von einer Bestrafung einer boli-
vianischen Frau abgesehen, die
jahrzehntelang als Sans-Papiers
in der Schweiz gelebt und ge-
arbeitet hat. Nachdem sie sich
den Behörden gegenüber geou-
tet hatte, erhielt sie im Rahmen
der Härtefall-Regelung eine
Aufenthaltsbewilligung. Gleich-
zeitig nahm sie ein Strafverfah-
ren wegen rechtswidrigen Auf-
enthalts und Erwerbstätigkeit
ohne Bewilligung in Kauf.

Das Appellationsgericht hat-
te das Urteil des Strafgerichts in-

sofern zwar darin bestätigt, dass
die Frau gegen die Buchstaben
des Gesetzes verstossen habe
und deshalb schuldig zu spre-
chen sei. Doch es sah neu von
einer Strafe ab, da Schuld und
Tatfolgen gering seien und es
kein Interesse der Öffentlichkeit
an einer Strafverfolgung gebe.

Das Gericht urteilte damit so
wie politisch im Stadtkanton ge-
wollt: Mit einer liberalen Hand-
habung der Härtefallregelung
sollen viele Sans-Papiers aus
ihrer rechtlosen Anonymität tre-
ten können, ohne dafür sanktio-
niert zu werden.

Für wegweisende Urteile ist
allerdings das Bundesgericht zu-
ständig. Jedenfalls legte die Bas-

ler Staatsanwaltschaft in Lau-
sanne Beschwerde ein: Eine
Straffreiheit widerspreche der
Rechtsstaatlichkeit und der
Gleichbehandlung mit ähnlich
gelagerten Fällen.

Nun befand das oberste Ge-
richt: Die gewährte Straffreiheit
sei nicht zulässig oder zumin-
dest vom Basler Gericht nicht
ausreichend begründet. Für die
Frau folgt die Wiederholung des
Verfahrens vor dem Appella-
tionsgericht.

BaslerRegierunghoffteauf
einenanderenAusgang
Das Appellationsgericht ver-
suchte die Beschwerde noch mit
einer Eingabe abzublocken. Das

Interesse der kantonalen Straf-
verfolger an einer Überprüfung
des Urteils sei weder dargelegt
noch ersichtlich. Nicht nur in
diesem Punkt verweigerten sich
die Bundesrichter allerdings den
Basler Richtern. Die Beschwer-
de sei sehr wohl zulässig und
auch begründet. Das Basler Ge-
richt habe keine Quervergleiche
angestellt, um nachzuweisen,
dass ein Strafbedürfnis offen-
sichtlich fehle. Insgesamt hand-
le es sich auch weder im Bereich
der Schuld noch der Tatfolgen
um besonders leichte Vergehen.
Dies müsste jedoch kumulativ
gegeben sein, um trotz Schuld-
spruch eine Straffreiheit zu ver-
fügen.

Die Basler Regierung hatte auf
einen anderen Ausgang gehofft.
In der Beantwortung einer
Interpellation ging sie noch im
September davon aus, das Bas-
ler Urteil werde vor dem Bun-
desgericht standhalten; dann
«muss das Vorgehen der Straf-
verfolgungsbehörden angepasst
werden». Ein wegweisendes
Urteil liegt nun zwar vor, aller-
dings eines, das weder im Sinn
der Regierung noch der Anlauf-
stelle für Sans-Papiers ist.

ChristianMensch

Urteile des Basler Appellations-
gerichts (SB.2018.39) und des
Bundesgerichts (6B_519/2020)

Bundesgericht
Urteil vom 29. September 2021

«Eshandelt sichhier
nichtumeinen
besonders leichten
Fallmit offensicht-
lich fehlendemStraf-
bedürfnis.»

Primarschulen
rüsten auf
CO2-Messgeräte Während
Deutschland vor allem auf Luft-
filteranlagen setzt, um Corona-
Infektionen in Klassenzimmern
zu verhindern, halten die beiden
Basel diese für ineffektiv und zu
teuer (die bz berichtete). Statt-
dessen wird besonders im Basel-
biet, das als einziger Kanton die
Sekundarschulen betreibt, der
Einsatz von CO2-Messgeräten
propagiert, welche Alarm schla-
gen, wenn der CO2-Gehalt der
Raumluft zu hoch und es zum
Lüften Zeit wird. Bereits im Mai
verteilte der Kanton 500 solcher
Geräte an Gymnasien, Berufs-
und Sekundarschulen.

Die Erfahrungen mit den
Geräten waren offenbar so gut,
dass nun auch Primarschulen
nachzuziehen beginnen: Wie
der Muttenzer Gemeinderat
diese Woche ankündigte, sollen
diese Geräte nun auch in den
Muttenzer Primarschulen zum
Einsatz kommen: «110 Stück
sollen in den Klassenzimmern
der Primarstufe und deren fünf
in den Räumen der Musikschu-
le eingesetzt werden. Die bewil-
ligten Gesamtkosten belaufen
sich auf rund 10 200 Franken.»

Der für das Schulwesen zu-
ständige Gemeinde- und Schul-
rat Thomas Schaub erklärt:
«Das Amt für Volksschulen
hat Anfang September die Emp-
fehlung herausgegeben, CO2-
Messgeräte auch an den Primar-
schulen zu installieren.» Der
Gemeinderat unterstütze das,
so Schaub: «Für Schülerinnen
und Schüler unter zwölf Jahren
gibt es noch keinen Impfstoff.
Mit dieser Massnahme wollen
wir zu einem besseren Schutz
für sie beitragen.»

Auch in Liestal folge man der
Empfehlung, sagt der zuständi-
ge Stadtrat Lukas Felix: «Daher
haben wir bereits pro Schulhaus
einige Geräte bestellt und wir
werden diese einsetzen, damit
die Lehrpersonen ein Gefühl
für regelmässiges Lüften erhal-
ten können.» Dass es aber
durchaus auch skeptische Ge-
meinden gibt, zeigt das Beispiel
Allschwils. Adrian Landmes-
ser, Gebäude-Verantwortlicher:
«Wir sind zum Schluss gekom-
men, dass die Luftqualität
grundsätzlich mit regelmässiger
Fensterlüftung unter den Grenz-
werten haltbar ist.» (tsi)


